
Sie können die QR Codes nützen um später wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

§ 5 EU-VStVG Unzulässigkeit der
Vollstreckung

 EU-VStVG - EU-Verwaltungsstrafvollstreckungsgesetz

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 08.09.2017

1. (1)Die Vollstreckungsbehörde hat die Vollstreckung der Entscheidung zu verweigern, wenn die Bescheinigung

nicht vorliegt, unvollständig ist oder der Entscheidung offensichtlich nicht entspricht. Als Unvollständigkeit gilt

auch, wenn nicht zusammen mit der Bescheinigung die Entscheidung oder eine beglaubigte Abschrift der

Entscheidung übermittelt wird oder wenn eine Übersetzung der Bescheinigung in die deutsche Sprache fehlt, es

sei denn der Entscheidungsstaat hat die Erklärung abgegeben, als Vollstreckungsstaat Bescheinigungen auch in

deutscher Sprache zu akzeptieren.

2. (2)Die Vollstreckungsbehörde hat die Vollstreckung der Entscheidung zu verweigern, wenn

1. 1.der Bestrafte im Inland weder über Vermögen verfügt noch Einkommen bezieht, oder sich nicht in der

Regel im Inland aufhält bzw. dort seinen Sitz hat,

2. 2.gegen den Bestraften wegen derselben Tat eine rechtskräftige Entscheidung im Inland ergangen oder eine

in einem anderen Staat als dem Entscheidungsstaat oder Österreich ergangene Entscheidung vollstreckt

worden ist,

3. 3.sich die Entscheidung auf eine Tat bezieht, die nach österreichischem Recht keine strafbare Handlung

darstellen würde, sofern es sich nicht um einen in der Liste in Anlage 1 aufgezählten Fall handelt,

4. 4.die Vollstreckbarkeit der Entscheidung nach österreichischem Recht verjährt ist und die Entscheidung sich

auf eine Tat bezieht, für die österreichisches Strafrecht gilt,

5. 5.sich die Entscheidung auf eine Tat bezieht,

1. a)die im Inland oder an Bord eines österreichischen Schiffes oder Luftfahrzeuges begangen worden ist

oder

2. b)die nicht im Hoheitsgebiet des Entscheidungsstaats begangen worden ist, und nach österreichischem

Recht im Ausland begangene Taten gleicher Art nicht strafbar sind,

6. 6.nach österreichischem Recht Immunitäten bestehen, die einer Vollstreckung entgegenstehen,

7. 7.die Entscheidung gegen eine natürliche Person ergangen ist, die nach österreichischem Recht zur Zeit der

Tat strafunmündig war,

8. 8.dem Bestraften im Entscheidungsstaat Amnestie oder Begnadigung gewährt worden ist,

9. 9.laut Bescheinigung der Bestrafte im Fall eines schriftlichen Verfahrens nicht persönlich oder über einen

nach dem Recht des Entscheidungsstaates befugten Vertreter von seinem Recht, die Entscheidung

anzufechten, und von den Fristen, die für dieses Rechtsmittel gelten, gemäß den Rechtsvorschriften des

Entscheidungsstaats unterrichtet worden ist,

10. 10.laut Bescheinigung der Bestrafte zu der Verhandlung, die zu der Entscheidung geführt hat, nicht

persönlich erschienen ist, es sei denn, aus der Bescheinigung geht hervor, dass der Bestrafte im Einklang mit

weiteren verfahrensrechtlichen Vorschriften des einzelstaatlichen Rechts des Entscheidungsstaates

1. a)rechtzeitig
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1. aa)entweder persönlich vorgeladen wurde und dabei von dem vorgesehenen Termin und Ort der

Verhandlung in Kenntnis gesetzt wurde, die zu der Entscheidung geführt hat, oder auf andere

Weise tatsächlich offiziell von dem vorgesehenen Termin und Ort dieser Verhandlung in Kenntnis

gesetzt wurde, und zwar auf eine Weise, dass zweifelsfrei nachgewiesen wurde, dass er von der

anberaumten Verhandlung Kenntnis hatte und

2. bb)davon in Kenntnis gesetzt wurde, dass eine Entscheidung auch dann ergehen kann, wenn er zu

der Verhandlung nicht erscheintoder

2. b)in Kenntnis der anberaumten Verhandlung ein Mandat an einen Rechtsbeistand, der entweder vom

Bestraften oder vom Staat bestellt wurde, erteilt hat, ihn bei der Verhandlung zu verteidigen, und bei

der Verhandlung von diesem Rechtsbeistand tatsächlich verteidigt worden ist oder

3. c)nachdem ihm die Entscheidung zugestellt und er ausdrücklich von seinem Recht auf

Wiederaufnahme des Verfahrens oder auf ein Berufungsverfahren in Kenntnis gesetzt worden ist, an

dem der Bestrafte teilnehmen kann und bei dem der Sachverhalt, einschließlich neuer Beweismittel,

erneut geprüft werden und die ursprünglich ergangene Entscheidung aufgehoben werden kann

1. aa)ausdrücklich erklärt hat, dass er die Entscheidung nicht anficht oder

2. bb)innerhalb der geltenden Frist keine Wiederaufnahme des Verfahrens bzw. kein

Berufungsverfahren beantragt hat,

11. 11.laut Bescheinigung der Bestrafte nicht persönlich erschienen ist, es sei denn, aus der Bescheinigung geht

hervor, dass er nach ausdrücklicher Unterrichtung über das Verfahren und die Möglichkeit, bei der

Verhandlung persönlich zu erscheinen, ausdrücklich erklärt hat, dass er auf das Recht auf mündliche

Anhörung verzichtet, und ausdrücklich mitgeteilt hat, dass er die Entscheidung nicht anficht,

12. 12.die verhängte Geldstrafe oder Geldbuße unter 70 Euro oder dem Gegenwert dieses Betrags liegt oder

13. 13.Grundrechte oder allgemeine Rechtsgrundsätze gemäß Art. 6 des Vertrags über die Europäische Union

verletzt wurden.

3. (3)Die Vollstreckungsbehörde hat die Vollstreckung der Entscheidung zu verweigern, soweit

1. 1.die Republik Österreich den Anwendungsbereich des Rahmenbeschlusses in einer gemäß Art. 20 Abs. 2

des Rahmenbeschlusses abgegebenen Erklärung beschränkt hat oder

2. 2.im Hinblick auf eine vom Entscheidungsstaat gemäß dieser Bestimmung abgegebene Erklärung

Gegenseitigkeit fehlt.

4. (4)Bevor die Vollstreckungsbehörde in den in Abs. 1 und Abs. 2 Z 4, 9, 10, 11 und 13 genannten Fällen die

Vollstreckung einer Entscheidung ganz oder teilweise verweigert, hat sie auf geeignete Art und Weise die

zuständige Behörde des Entscheidungsstaats zu konsultieren und diese gegebenenfalls um die unverzügliche

Übermittlung aller erforderlichen zusätzlichen Angaben zu bitten.

5. (5)Bevor die Vollstreckungsbehörde die Eintreibung der zu zahlenden Geldstrafe oder Geldbuße durch das

zuständige Gericht veranlasst oder diese selbst vornimmt (§ 3 Abs. 1 VVG), hat sie den Bestraften zu deren

Zahlung aufzufordern und ihm Gelegenheit zu geben, sich zu den möglichen Gründen für eine Verweigerung der

Vollstreckung der Entscheidung zu äußern, wenn ihm im Inland zugestellt werden kann. Liegen solche Gründe

vor, ist die Vollstreckung unzulässig; die Bewilligung einer gerichtlichen Exekution ist vom Gericht auf Antrag des

Verpflichteten zu verweigern.
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